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Konzeption der Tragfähigkeitsanalyse
Beim Konzept der Fiscal Sustainability

handelt es sich um eine auf die Wirtschafts-
kraft bezogene Analyse, da sämtliche Größen
auf das nominale Bruttoinlandsprodukt bezo-
gen werden.  Ausgangspunkt ist die intertem-
porale Budgetrestriktion des Staates

die besagt, dass der Barwert der Primärüber-
schussquoten pt+s und des Endbestandes
der auf die Wirtschaftskraft bezogenen
Schulden bt+T gerade dem Anfangsbestand
der Schulden bt-1 zuzüglich laufendem Zins-
aufwand entspricht. Die Diskontfaktoren

werden dabei auf Basis wachstums-
bereinigter Zinsätze berechnet. Verein-
fachend wird angenommen, dass die Primär-
überschussquoten bestimmt sind durch eine
Steuer- und Einnahmenquote , eine
Quote der Ausgaben für Güter und Dienst-
leistungen gt+s und durch eine Quote von
Ausgabeverpflichtungen ht+s :

Über die Ausgabeverpflichtungen ht+s

werden explizit demographisch bedingte
Ausgabenposten berücksichtigt. Zu nennen
wären hier Ausgaben im Rahmen der Alters-
sicherungssysteme und des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs. 

Im Rahmen des Schuldenmonitors wird
für einen konkreten Zeithorizont die Forde-
rung aufgestellt, dass der auf die Wirtschafts-
kraft bezogene Endbestand der Verschul-
dung bt+T dem Anfangsbestand  bt-1 entspre-
chen soll:

Durch Einsetzen von (2) und (3) in (1) er-
hält man nach Umformung die Gleichung für
die tragfähige Ausgabenquote

In einfachen Worten ausgedrückt muss
der Barwert der Überschüsse in dem laufen-
den Jahr und in den zukünftigen Haushalts-
jahren ausreichen, um die Schuld zu verzin-
sen und ohne neue Schulden aufzunehmen.
Die tragfähige Ausgabenquote g* erfüllt die-
se Bedingung, so dass die Differenz zwi-
schen der tatsächlichen und der tragfähigen
Ausgabenquote, die Tragfähigkeitslücke, in
einer Gebietskörperschaft ein Maß für die
Nachhaltigkeit der Finanzpolitik darstellt.
Der jährliche Konsolidierungsbedarf KB er-
gibt sich dann wie folgt:

Die Tragfähigkeitslücke wird zur Berech-
nung des Konsolidierungsbedarfs in Relation
zu den Primärausgaben (= bereinigte Ausga-
ben ohne Zinsausgaben) gesetzt. Ein Konso-
lidierungsbedarf in Höhe von 5 vH bedeutet
dann, dass der Zeitpfad der Primärausgaben
dauerhaft um 5 vH gesenkt werden müsste,
um die Verschuldung gemessen an der Wirt-
schaftskraft konstant zu halten.

Finanzausgleich sowie die Bundesergän-
zungszuweisungen regelt, zeitlich befris-
tet ist und im Jahre 2019 ausläuft. Im Hin-
blick auf den demographischen Wandel
erschien zudem eine langfristige Betrach-
tung bis 2050 sinnvoll, wobei sich dieser
Artikel auf die beiden erstgenannten Zeit-
räume beschränkt. 

Entsprechend der oben beschriebe-
nen Konzeption mussten für den Zeitraum
bis 2020 Annahmen über die Einnahmen-
und Ausgabenentwicklung sowie die wirt-
schaftliche Entwicklung getroffen wer-
den. Die Annahmen zur gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung können der Tabelle 1
entnommen werden. Die Inflationsrate
und der Zinssatz sind über den Betrach-
tungszeitraum bundeseinheitlich. Den
Produktivitäten liegt eine Konvergenz in
der Entwicklung zwischen den neuen und
den alten Bundesländer (inklusive Berlin)
zugrunde. Diese wachsen in den neuen
Bundesländern im Zeitraum bis 2020 an-
nahmegemäß jährlich um 2,25 vH. Dage-
gen wurden in den alten Bundesländern
jährliche Produktivitätswachstumsraten

Die Problematik der öffentlichen Ver-
schuldung in Deutschland hat sich in
den vergangenen Jahren erheblich ver-
schärft. Im Zuge der Wiedervereinigung
ist der öffentliche Schuldenstand stark
gestiegen, und die laufenden Defizite
übersteigen seit Jahren die Budgetregeln
des Vertrags von Maastricht. Dies führt
dazu, dass ein stetig wachsender Anteil
der Steuereinnahmen in den öffentlichen
Haushalten für den Schuldendienst auf-
gewendet werden muss. So betrug die
Zins-Steuer-Quote des Bundes im Jahr
2004 19,4 vH. Hinzu kommt, dass die zu
erwartende demographische Entwicklung
langfristig zu einem deutlichen Anstieg
der öffentlichen Ausgaben, beispiels-
weise im Bereich der Alterssicherungs-
systeme, führen wird. Der finanzpolitische
Handlungsspielraum wird dadurch auf al-
len staatlichen Ebenen in zunehmendem
Maße eingeschränkt. Der ZEW/Bertels-
mann Schuldenmonitor greift diese Pro-
blematik im Rahmen einer langfristigen
Tragfähigkeitsanalyse der öffentlichen
Haushalte auf.

Im Rahmen desSchuldenmonitorswur-
den sowohl für den Bund als auch für die
einzelnen Bundesländer Tragfähigkeits-
lücken berechnet, die angeben um wie viel
Prozent das jährliche Ausgabenniveau ge-
senkt werden müsste, um die Verschul-
dung gemessen am Bruttoinlandsprodukt
(BIP) innerhalb eines bestimmten Zeit-
raums konstant zu halten. Dazu wurde auf
das bekannte OECD-Konzept der Fiscal 
Sustainability zurückgegriffen (s. Kasten). 

Umsetzung und Ergebnisse 
der Tragfähigkeitsanalyse 

Die Analyse des Schuldenmonitors
untersucht drei verschiedene Zeiträume.
Zunächst wurde in Anlehnung an die Fi-
nanzplanung der öffentlichen Haushalte
ein kurzfristiger Zeitraum bis 2008 be-
trachtet. Ein weiterer Indikator, der den
Zeitraum bis 2020 beleuchtet, wurde her-
angezogen, um der Tatsache Rechnung zu
tragen, dass das „Solidarpaktfortfüh-
rungsgesetz“, das den bundesstaatlichen
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in Höhe von 1,75 vH angenommen. Die
Abschätzung der Erwerbstätigenverände-
rungsrate basiert auf der aktuellsten län-
derspezifischen Bevölkerungsvorausbe-
rechnung des Statistischen Bundesamts. 

Die Einnahmen- und Ausgabenquo-
ten wurden auf Basis der angenomme-
nen wirtschaftlichen Entwicklung fortge-
schrieben, wobei bei den Empfängerlän-
dern einnahmeseitig zukünftige Entwick-
lungen im Rahmen des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs (FAG) Berück-
sichtigung fanden. Dazu wurden um-
fangreiche Simulationen des Finanzaus-

gleichs durchgeführt, um so den Einfluss
der demographischen Entwicklung auf
das Transfervolumen abzuschätzen. 

Ein spezielles Augenmerk lag auf der
zukünftigen Entwicklung der Ausgabe-
verpflichtungen. Einbezogen wurden die
Rentenversicherungsleistungen und Ver-
sorgungsausgaben des Bundes und der
Länder, wobei hier aktuelle Studien und
Regierungsberichte die Grundlage bilde-
ten. Die Ausgabeverpflichtungen des
Bundes und der Geberländer im Rahmen
des FAG wurden ebenfalls auf Basis von
Simulationsrechnungen kalkuliert. Die
gesetzlich geregelten Sonderbedarfs-
Bundesergänzungszuweisungen sowie
die überproportionalen Leistungen des
Bundes an die neuen Bundesländer fan-
den ebenfalls Berücksichtigung. 

Die Ergebnisse der Tragfähigkeitsana-
lyse können der Grafik 1 entnommen
werden. Bereits im Finanzplanungszei-
traum bis 2008 ergeben sich in der Mehr-
zahl der  Länder Tragfähigkeitslücken von
über 10 vH der Ausgaben (ohne Zinsaus-
gaben). In den Stadtstaaten Berlin und
Bremen müssten die Ausgaben sogar um
mehr als 20 vH gekürzt werden, um die
Schuldenquote konstant zu halten. Hier
zeigt sich, dass Bremen seine 1992 vom
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) fest-

gestellte Haushaltskrise trotz hoher Sa-
nierungshilfen nicht überwinden konnte.
Auch das Land Berlin bemüht sich der-
zeit, Ansprüche auf bundesstaatliche Zu-
weisungen durchzusetzen. Bemerkens-
wert ist außerdem die Tatsache, dass der
Bundeshaushalt mit einem Konsolidie-
rungsbedarf von 7,9 vH einen Wert auf-
weist, der deutlich unter dem Durch-
schnitt der Bundesländer liegt. 

Im Hinblick auf das Auslaufen des
Solidarpakts II, der bis 2019 die Leistun-
gen des Bundes an die ostdeutschen
Bundesländer in Form von Sonderbe-

darfs-Bundesergänzungs-
zuweisungen und über-
proportionalen Leistun-
gen regelt, wurden die
Tragfähigkeitslücken
auch für den Zeitraum
bis 2020 ermittelt. Der
Übergang auf den länge-
ren Betrachtungszei-
traum führt vor allem in
den neuen Bundeslän-
dern zu einem deut-
lichen Anstieg der jähr-

lichen Konsolidierungserfordernisse.
Neben der Degression der Solidarpakt II-
Mittel spiegeln sich hier zwei weitere
Entwicklungen wider. Zum einen ist in
den neuen Bundesländern aufgrund der
Verbeamtungspraxis nach der Wieder-
vereinigung mit einem deutlichen An-
stieg der Versorgungsausgaben  zu rech-
nen. Darüber hinaus gehen aktuelle Be-
völkerungsprognosen davon aus, dass
die anhaltende Binnenmigration weiter-
hin zu erheblichen Bevölkerungsverlus-
ten mit entsprechend negativen Auswir-

kungen für die wirtschaftliche Entwick-
lung in Ostdeutschland führen wird. 

Für den Bundeshaushalt ergibt sich
dagegen durch das Auslaufen der Zuwei-
sungen im Rahmen des Solidarpakts II
langfristig eine deutliche Entlastung, die
sich im Zeitraum bis 2020 in einem ver-
ringerten Konsolidierungsbedarf von 
4,1 vH der Ausgaben ausdrückt. 

Zusammenfassung

Die Ergebnisse des Schuldenmoni-
tors offenbaren erhebliche Tragfähig-
keitsprobleme in den öffentlichen Haus-
halten in Deutschland. Vor allem die
neuen Bundesländer aber auch die
Stadtstaaten Bremen und Berlin weisen
einen erheblichen finanzpolitischen
Konsolidierungsbedarf auf. Um mittel-
und langfristig wieder finanzpolitische
Handlungsspielräume, etwa für die Fi-
nanzierung zukunftsorientierter Ausga-
ben zur Unterstützung von Wachstum
und Beschäftigung in Deutschland, zu
schaffen, bedarf es erheblicher Konsoli-
dierungsanstrengungen auf allen staat-
lichen Ebenen. Eine Sensitivitätsanalyse
bezüglich der Produktivitätsannahmen
deutet zudem darauf hin, dass höheres
Wachstum in Zukunft nur dann einen
nennenswerten Beitrag zur Haushalts-
konsolidierung leisten kann, wenn die
Ausgaben nicht im Gleichklang mit dem
Sozialprodukt zulegen. Nur ein unterpro-
portionaler Anstieg der Staatsausgaben
würde eine signifikante Verringerung der
Tragfähigkeitslücken ermöglichen.

Sebastian Hauptmeier,
hauptmeier@zew.de 

Tabelle 1: Gesamtwirtschaftliche Annahmen 
des Schuldenmonitors

1)  durchschnittliche Veränderungsrate

2003 2005-101) 2011-201)

Produktivität (1) 1.88 1.89

Inflation  (2) 1.40 1.50

Bevölkerung  0.06 -0.03

Erwerbstätigkeit (3) 0.07 -0.52

nom. BIP =(1) + (2) + (3) 0.89 3.35 2.87

Zinssatz 5.66 5.66 5.66
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Abbildung 1: Konsolidierungsbedarf in vH der Primärausgaben 2003

Quelle: ZEW


